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SITZUNGSVORLAGE Nr.|]17-V-61-002S8

(Jahr-V-Amt-Nr.)

Betreff: Dezernat(e) v

Vorhabenbezogener Bebauungsplan ,Autohaus Appelallee” im Ortsbezirk Biebrich
-Satzungsbeschluss

Anlage/n siehe Seite 3

[]Bericht zum Beschluss Nr. vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich .
Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten i
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich .
Umweltamt: Umweltpriifung nicht erforderlich & erforderlich .
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich e
- der HGO nicht erforderlich erforderlich f'“
StraBenverkehrsbehérde nicht erforderlich erforderlich e
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich e
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich .
Beratungsfolge DL-Nr.
(wird von Amt 16 ausgefiillt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich erforderlich o
Kommission nicht erforderlich erforderlich f'“
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich e
b) | Seniorenbeirat nicht erforderlich erforderlich o
Magistrat Tagesordnung A Tagesordnung B ¢
Eingangsstempel Biiro des Magistrats Umdruck nur fur Magistratsmitglieder L]
ihasdstc\:/r?lrjgrsdnetenversamqung nicht erforderlich ¢ erforderlich v
Eingangsstempel Amt 16 offentlich f* nicht 6ffentlich
<] wird im Internet/PIWI veréffentlicht

Bestatigung Dezernent/in

Sigrid Méricke
Stadtratin

Vermerk Kammerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

[] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[] = siehe gesonderte Stellungnahme

Wiesbaden,

Imholz
Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [X] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

[] finanzielle Auswirkungen verbunden.

(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

[] rot L] grin

HMS-Ampel Prognose Zuschussbedarf:

abs.:

in %:

Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat

[] Investition ]

Investitionscontrolling Instandhaltung

Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:

in %:

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um [ ] Mehrkosten

[ ] budgettechnische Umsetzung

Gesamt-

darin zuséatzl.

Finanzierung

. . (Sperre, Kontierung | Kontierung
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kci):tgn Bedair[f]::pllupl Ertrag) (Objekt) (Konto)
in€

Bezeichnung

Summe einmalige Kosten:

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (aul3er bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet veroffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergénzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfiihrungen ab Pkt. 1.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Fur die Betriebserweiterung des Ford Autohauses soll Planungsrecht geschaffen werden. Neben
dem Neubau des Hauptgebaudes sollen im sidlichen Bereich ein Werkstattkomplex sowie ein
zusatzliches Gebaude zur Ausstellung und zum Verkauf entstehen. Im Rahmen des
bestehenden Baurechts ist das Vorhaben nicht realisierbar. Durch den neuen
vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden die planerischen Festsetzungen aktualisiert und an
die neuen Rahmenbedingungen angepasst.

Anlagen:

Offentlich:

1 Ubersicht tiber den Planbereich ,Autohaus Appelallee* im Ortsbezirk Biebrich
Nicht éffentlich:

2 NOFF Durchfiihrungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan

Offentlich:

Vorhaben- und Erschlielungsplan

Vorhabenbezogener Bebauungsplan

Textliche Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans

Begriindung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans

Niederschrift der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit

Zusammenstellung der Stellungnahmen zur Beteiligung der Offentlichkeit und der Behérden und
sonstigen Trager offentlicher Belange mit Beschlussvorschlagen

9 Berichtigung des Flachennutzungsplans der Landeshauptstadt Wiesbaden

coO~NO U1h W

Die Anlagen sind im INTRANET in der raumbezogenen Informationsverarbeitung (RIV) im
raumbezogenen Informationssystem (RIS) digital verfligbar (http:/riv/infogis/riv/riv3.html).
Erganzend werden die Anlagen Nr. 2, Nr. 3, Nr. 4, Nr. 5 und Nr. 8 zu den Sitzungen bereitgehalten.
Zusatzlich wird die Anlage Nr. 2 (Durchfiihrungsvertrag mit den zugehdrigen Anlagen) im Blro des
Magistrats und im Biro der Stadtverordnetenversammlung bereitgehalten.

C Beschlussvorschlag:

1 Es wird zur Kenntnis genommen, dass

- die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB durchgefihrt wurde
(Anlage 7 zur Vorlage),

- die frihzeitige Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager oOffentlicher Belange nach
§ 4 Abs. 1 BauGB durchgefiihrt wurde,

- zeitgleich zur 6ffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB die Beteiligung der Behérden
und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach 8§ 4 Abs. 2 BauGB durchgefuhrt wurde.

2 Deninder Anlage 8 zur Vorlage formulierten Beschlussvorschlagen wird zugestimmt.
3 Der Durchfiuihrungsvertrag (Anlage 2 zur Vorlage) wird beschlossen.
4 Der Vorhaben- und ErschlieBungsplan (Anlage 3 zur Vorlage) wird beschlossen.

5 Der vorhabenbezogene Bebauungsplan ,Autohaus Appelallee” (Anlage 4 und 5 zur Vorlage)
wird nach 8 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen.


http://riv/infogis/riv/riv3.html
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6 Eswird zur Kenntnis genommen, dass der Satzungsbeschluss des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren ohne Durchfiihrung einer Umweltprifung nach
§ 10 Abs. 3 BauGB i. V. m. § 13 a Abs. 3 Nr. 1 BauGB ortsiiblich bekannt zu machen ist.

7 Eswird zur Kenntnis genommen, dass der Flachennutzungsplan entsprechend der Anlage 9
nach § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im Wege der Berichtigung angepasst wird.

8 Die Finanzierung der durch die Landeshauptstadt Wiesbaden zu tragenden Kosten ist im
Einzelfall imm Rahmen des jeweils betroffenen Dezernatsbudgets zu decken. Die Umsetzung der
im Einzelnen geplanten Maf3nahmen erfolgt vorbehaltlich der jeweils zur Verfigung stehenden
Haushaltsmittel und unter Beachtung der finanziellen Leistungsfahigkeit der Landeshauptstadt
Wiesbaden.

D Begriindung

l. Auswirkungen der Sitzungsvorlage
(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/Messgrof3en, Quantitat, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

Allgemein

Mit der Sitzungsvorlage sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen fur die
Betriebserweiterung eines bestehenden Autohauses an der Appelallee geschaffen werden.

Finanzielle Auswirkungen:

Die dem Stadtplanungsamt entstehenden Planungs- und Verwaltungskosten in H6he von ca.
15.600 € werden vom Vorhabentrager tbernommen. Hierzu wurde ein stadtebaulicher Vertrag
abgeschlossen.

Wertschépfung:

Die vorliegende Planung schafft die Grundlage fir private Investitionen im Plangebiet. Dartber
hinaus werden die mit einer Bebauung des Gebiets verbundenen neuen Arbeitsplatze eine
Steigerung der Kaufkraft und eine Erhéhung der Steuereinnahmen zur Folge haben.

Zeitplanung:

Es ist geplant im 4. Quartal 2017 den Satzungsbeschluss herbeizufiihren.

[l. Demografische Entwicklung

(Hier ist zu bericksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich andert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengrindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

Die Landeshauptstadt Wiesbaden erftllt mit ca. 290 000 Einwohnern (31.12.2016) vielfaltige
oberzentrale Funktionen in der Wachstumsregion Rhein-Main. Mit der historischen Kernstadt und
der landschatftlich reizvollen Lage umgeben von Taunus und Rheingau besitzt die Stadt eine
Vielzahl stadt- und landschaftsrdumlicher Qualitaten. Wiesbaden ist iber das Stral3en- und
Schienennetz sowie den internationalen Flughafen Frankfurt am Main sehr gut verkehrlich
angebunden. Mit dieser hohen Lebensqualitét ist die Stadt attraktiver Standort, u. a. fur die
Wohnbevdlkerung, Arbeitskrafte und Unternehmen. Die Bevdélkerungsvorausberechnung des Amtes
fur Strategische Steuerung, Stadtforschung und Statistik schatzt einen kontinuierlichen Anstieg der
Bevolkerungszahl um 4,9 % - etwa 14 000 Personen - bis zum Jahr 2035 auf knapp 304 000
Einwohner.
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[ll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zuganglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieSung von Geb&auden und des 6ffentlichen Raumes durch stufenlose Zugange, rollstuhlgerechte
Aufzlige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

Das Amt fiir Soziale Arbeit hat mit dem Stadtplanungsamt und dem Bauaufsichtsamt eine
Informationsbroschire tUber barrierefreies Bauen erstellt. Das Heft informiert Gber die rechtlichen
Rahmenbedingungen, die barrierefreie Gestaltung bei Neu- und Umbauten und tber Orientierungs-
und Informationssysteme. AuRerdem enthélt sie Hinweise auf weitere Informationen zum Thema
Barrierefreiheit.

IV. Erganzende Erlauterungen

(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

Zu Beschlussvorschlag Nr. 1:

Am 12.05.2016 wurde die Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB in Form einer Biirgerversammlung
Uber die allgemeinen Zwecke und Ziele der Planung, Uber Planalternativen und die
voraussichtlichen Auswirkungen der Planung friihzeitig unterrichtet. Es bestand Gelegenheit zur
AuRerung und Erorterung. Die Niederschrift der Biirgerversammlung ist der Sitzungsvorlage
beigefugt (Anlage 7 zur Vorlage). In dieser Blrgerversammlung wurden keine Stellungnahmen
vorgebracht, die sich auf den Inhalt der beabsichtigten Planung des Bebauungsplans auswirken.

Mit Schreiben vom 09.05.2016 wurden die Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
nach § 4 Abs. 1 BauGB frihzeitig an der beabsichtigten Aufstellung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans beteiligt. Es wurden Stellungnahmen zu dem vorhabenbezogenen
Bebauungsplanvorentwurf , Autohaus Appelallee” vorgebracht.

Im Zeitraum vom 18.04.2017 bis 19.05.2017 wurde der Entwurf des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans nach § 3 Abs. 2 BauGB offentlich ausgelegt. Wahrend der 6ffentlichen Auslegung
wurden keine Stellungnahmen zu dem vorhabenbezogenen Bebauungsplanentwurf ,,Autohaus
Appelallee” abgegeben.

Mit Schreiben vom 13.04.2017 wurden die Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
nach 8§ 4 Abs. 2 BauGB an der beabsichtigten Aufstellung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans beteiligt. Es wurden Stellungnahmen zu dem vorhabenbezogenen
Bebauungsplanentwurf ,Autohaus Appelallee” vorgebracht.

Einzelheiten der Stellungnahmen nach § 4 Abs. 2 BauGB sind der Anlage 8 zur Vorlage zu
entnehmen.

Zu Beschlussvorschlag Nr. 2:

Es wird empfohlen, entsprechend den in der Anlage 8 zur Vorlage formulierten und begriindeten
Beschlussvorschlagen zu beschlieBen. Eine Ubersicht aller beteiligten Behoérden und sonstigen
Tréager offentlicher Belange sowie Kopien aller nach 88 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB vorgebrachten
Stellungnahmen werden zu den Sitzungen bereitgehalten.

Zu Beschlussvorschlag Nr. 3:

Der Durchfuihrungsvertrag (Anlage 2 zur Vorlage (nicht éffentlich)) ist mit seinen Fristsetzungen und
Kostentragungsregelungen gesetzliche Voraussetzung der Satzung und wichtiger Bestandteil der
Abwagungsentscheidung der Gemeinde. Nach Abwéagung der privaten und 6ffentlichen Interessen
wurde der vorliegende Vertrag in Abstimmung mit dem Vorhabentrager, den Fachamtern und dem
Rechtsamt der Landeshauptstadt Wiesbaden formuliert. Die stadtischen Interessen werden im
Durchfihrungsvertrag gesichert.
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Bei den Kostenregelungen im Vertrag handelt es sich um vertrauliche Informationen, die nicht fur
eine Veroffentlichung geeignet sind, daher wird der Vertrag nicht mit den tbrigen Anlagen
veroffentlicht.

Der Durchfuihrungsvertrag wird wirksam nach Unterzeichnung und Inkrafttreten des
vorhabenbezogenen Bebauungsplans oder wenn vor Inkrafttreten des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans die Baugenehmigung nach § 33 Abs. 1 BauGB erteilt wird.

Mit Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 30.03.2017 Nr. 0118 wurde dem Entwurf des
Durchfuhrungsvertrags zugestimmt und die Bauaufsicht ermachtigt, eine Baugenehmigung nach

§ 33 Abs. 1 BauGB zu erteilen, wenn sich aus der Beteiligung der Offentlichkeit nach

§ 3 Abs. 2 BauGB und der Beteiligung der Behdrden nach § 4 Abs. 2 BauGB keine Erkenntnisse
ergeben, die eine Uberarbeitung der Planung nahelegen, oder gar einem Satzungsbeschluss zum
vorhabenbezogenen Bebauungsplan entgegenstehen. Die genannten Voraussetzungen wurden
erfullt (siehe Anlage 8 zur Vorlage).

Zu Beschlussvorschlag Nr. 4:

Der Vorhaben- und ErschlieBungsplan (Anlage 3 zur Vorlage) ist die mit der Gemeinde
abgestimmte Planung des Vorhabentragers zur Durchfiihrung des Bauvorhabens und der
ErschlieBungsmalnahmen. Der Vorhaben- und ErschlieRungsplan ist Bestandteil des
vorhabenbezogenen Bebauungsplans.

Der Vorhaben- und ErschlieBungsplan wird mit der Rechtsverbindlichkeit des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans wirksam.

Zu Beschlussvorschlag Nr. 5:

Der Satzungsbeschluss ist der abschlieRende Beschluss tiber den vorhabenbezogenen
Bebauungsplan.

Zu Beschlussvorschlag Nr. 6:

Mit der Bekanntmachung tritt der vorhabenbezogene Bebauungsplan in Kraft.

Im beschleunigten Verfahren wird nach geltenden Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach
§ 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB von der Umweltpriifung nach 8§ 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht
nach 8 2 a BauGB, von der Angabe nach 8 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener
Informationen verfligbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklarung nach

§ 6 Abs. 5 Satz 3 BauGB und § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen.

Zu Beschlussvorschlag Nr. 7:

Einzelheiten zu der Berichtigung des Flachennutzungsplans sind der Anlage 9 zu entnehmen. Mit
dem Beschluss der Stadtverordnetenversammlung zur Sitzungsvorlage wird der vorhabenbezogene
Bebauungsplan ,,Autohaus Appelallee” als Satzung beschlossen. Nach der 6ffentlichen
Bekanntmachung der Ortssatzung wird der Flachennutzungsplan im Zuge der Berichtigung
angepasst. Danach wird der Planbereich im Flachennutzungsplan als ,, Autohaus Appelallee*
dargestellt.

Die Berichtigung des Flachennutzungsplans wird 6ffentlich bekannt gemacht.
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V. Gepriifte Alternativen
(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar gepruft wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Zur Erweiterung des Autohauses am bereits seit Jahrzehnten eingefiihrten und damit einschlagig
bekannten Standort gibt es keine Alternativen, fir eine Verlagerung des Betriebs gibt es im néheren
Umfeld keine geeigneten Grundstlicke, die fur diese Nutzung verfligbar waren.

Wiesbaden, 22. August 2017
610320 fi/6344

Sigrid Moricke
Stadtratin



	Umweltamt: Umweltprüfung

